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erheblich über der durch polizeiliche Strafverfügung aus­
gesprochenen Geldbuße liegt, dann sollte der Staatsanwalt 
keine Anklage erheben. Wird dagegen auf Grund der 
neuen, dem entscheidenden Organ nicht bekannten Tat­
sachen offenkundig, daß durch den Erlaß einer polizei­
lichen Strafverfügung die sozialistische Gesetzlichkeit und 
die Grundsätze der Gerechtigkeit erheblich verletzt wur­
den und der wirksame Schutz der Gesellschaft und ihrer 
Bürger vor Eigentumsstraftaten ein gerichtliches Verfahren 
erfordert, dann sollte Anklage erhoben werden.

Bei dieser Anklageerhebung sind aus strafprozessualer 
Sicht zwei Fälle zu unterscheiden:

1. Hat die Deutsche Volkspolizei wegen einer Eigen­
tumsverfehlung eine polizeiliche Strafverfügung erlassen 
und hat der Betroffene innerhalb einer Woche nach ihrer 
Zustellung bei der Deutschen Volkspolizei schriftlich oder 
zu Protokoll Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt 
(§ 278 Abs. 1 StPO), dann kann die Strafverfügung zu­
rückgenommen werden, andernfalls sind die Akten dem 
örtlich zuständigen Kreisgericht zur Entscheidung zu über­
senden (§ 278 Abs. 2 StPO). Nach Eingang der Akten prüft 
das Gericht, ob der Antrag frist- und formgemäß gestellt 
wurde und ob eine Straftat vorliegt. Kommt das Gericht 
nach Prüfung des Sachverhalts zu der Auffassung, daß der 
Verdacht des Vorliegens einer Straftat besteht, darf es 
keine Hauptverhandlung anberaumen, sondern muß die 
Sache dem Staatsanwalt übergeben, der dann zu ent­
scheiden hat, ob er Anklage erhebt (§ 279 Abs. 4 StPO). 
Ergibt sich der Verdacht des Vorliegens einer Straftat in 
der Hauptverhandlung, ist diese zu unterbrechen und die 
Sache dem Staatsanwalt gleichfalls zur Entscheidung zu 
übergeben. Dabei ist es unerheblich, ob das Gericht auf 
Grund ihm nachträglich bekannt gewordener Tatsachen 
oder im Ergebnis der Überprüfung anderer zum Zeit­
punkt des Erlasses der polizeilichen Strafverfügung be­
kannter Tatsachen, die infolge einer falschen Bewertung 
oder einer fehlerhaften rechtlichen Würdigung unrich­
tig zu einer polizeilichen Strafverfügung geführt haben, 
das Vorliegen einer Straftat bejaht. Insofern eröffnet § 279 
Abs. 4 StPO nach Übergabe der Sache durch das Gericht 
dem Staatsanwalt über die in § 9 VerfVO genannten Fälle 
hinaus die Möglichkeit, Anklage auch dann zu erheben, 
wenn vom entscheidenden Organ bei Erlaß einer polizei­
lichen Strafverfügung tat- und schulderschwerende Tat­
sachen falsch bewertet oder rechtlich fehlerhaft gewürdigt 
wurden.

In dem einen wie in dem anderen Fall der Übergabe 
der Sache an den Staatsanwalt liegt, wenn dieser Anklage 
erhebt, keine rechtskräftige Strafverfügung vor. Ver­
urteilt das Gericht den Rechtsverletzer auf Grund der 
Anklageerhebung wegen einer Eigentumsstraftat, spricht 
es im Urteil anstelle der in der nicht rechtskräftig ge­
wordenen Strafverfügung ausgesprochenen Geldbuße eine 
der Schwere der Tat und der Schuld des Täters ange­
messene Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit aus und korrigiert damit die erste Entscheidung, deren 
Fehlerhaftigkeit darauf beruhte, daß das entscheidende 
Organ zum Zeitpunkt des Erlasses der polizeilichen Straf­
verfügung nicht die Tatsachen kannte, die im nachhinein 
zu einer gerichtlichen Verurteilung des Täters führten, 
bzw. bekannte Tatsachen falsch bewertete oder rechtlich 
fehlerhaft würdigte. Mit der gerichtlichen Verurteilung des 
Täters wird die polizeiliche Strafverfügung gegenstands­
los. Einer ausdrücklichen Aufhebung der polizeilichen 
Strafverfügung durch das Gericht bedarf es in diesem 
Zusammenhang nicht.

2. Eine andere Verfahrensweise ist dagegen notwendig, 
wenn der Staatsanwalt nach Rechtskraft der polizeilichen 
Strafverfügung im Ergebnis eigener Ermittlungen oder der 
Ermittlungen des Untersuchungsorgans Anklage erhebt. 
Eine Anklageerhebung gegen die gleiche Person wegen 
derselben Handlung wirft die Frage auf, was mit der 
rechtskräftigen polizeilichen Strafverfügung zu geschehen

hat, ob sie als eine spezifisch-rechtliche Folge für Ver­
fehlungen neben der gerichtlichen Bestrafung wegen der 
gleichen Handlung als Eigentumsstraftat bestehen bleiben 
kann oder ob die gerichtliche Entscheidung zwingend zur 
Aufhebung der polizeilichen Strafverfügung führen muß.

Im Gegensatz zur Anklageerhebung nach rechtskräfti­
gen Entscheidungen gesellschaftlicher Gerichte (§ 14 Abs. 3 
StPO)1 2 und bei Ordnungswidrigkeiten (§ 17 OWG)3 hat der 
Gesetzgeber diese Frage offen gelassen. Meines Erachtens 
ist die Aufrechterhaltung einer vorher wegen der gleichen 
Handlung erlassenen polizeilichen Strafverfügung ausge­
schlossen, wenn der Rechtsverletzer wegen einer Eigen­
tumsstraftat strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
wird. Anderenfalls würde eine an das Vorliegen einer 
Eigentumsverfehlung gebundene spezifische , Maßnahme 
trotz gerichtlich festgestellten Fehlens ihrer Voraussetzun­
gen aufrechterhalten. Zum anderen hieße das — auch 
wenn die polizeiliche Strafverfügung keine Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist —, den Rechtsver­
letzer zweimal wegen derselben Handlung zu verfolgen, 
und das widerspricht den Grundsätzen des Verbots der 
doppelten Strafverfolgung. Die Fassung des § 9 VerfVO 
folgt inhaltlich im wesentlichen der Fassung des § 14 Abs. 3 
StPO. Das bedeutet m. E., daß das Verbot der doppelten 
Strafverfolgung mit derselben Konsequenz auf die An­
klageerhebung nach Erlaß einer polizeilichen Strafver­
fügung angewendet werden soll wie bei der Anklageerhe­
bung nach Entscheidung eines gesellschaftlichen Gerichts.

Wird der Rechtsverletzer wegen einer Eigentumsstraf­
tat, die zuvor in Unkenntnis bestimmter Tatsachen als 
Verfehlung gewertet und mittels Strafverfügung geahndet 
wurde, verurteilt, hat das Gericht im Urteil ausdrücklich 
die polizeiliche Strafverfügung aufzuheben.

Der Staatsanwalt sollte in diesen Fällen in seiner 
Anklageschrift das Gericht durch einen sachbezogenen 
Antrag auf die Notwendigkeit der Aufhebung der polizei­
lichen Strafverfügung aufmerksam machen. Ferner sollte 
er gleichfalls nach Abschluß der gerichtlichen Beweisauf­
nahme in seinem Schlußvortrag zur polizeilichen Straf­
verfügung Stellung nehmen und deren Aufhebung be­
antragen.

Das Gericht hat bei seiner Entscheidung über diesen 
Antrag des Staatsanwalts in der gerichtlichen Hauptver­
handlung entsprechend § 222 Abs. 1 StPO und Abschn. III 
Ziff. 1 Buchst а der Beweisrichtlinie des Plenums des 
Obersten Gerichts vom 16. März 1978 (GBl. I Nr. 14 S. 169) 
die Unterlagen über den Erlaß der polizeilichen Strafver­
fügung zum Gegenstand der Beweisaufnahme zu machen, 
da letztlich nur das Gegenstand der Urteilsfindung sein 
kann, was im Ergebnis der Hauptverhandlung festgestellt 
wurde (§ 241 Abs. 2 StPO). Auf der Grundlage des in der 
gerichtlichen Beweisaufnahme festgestellten Sachverhalts 
entscheidet das Gericht im Urteil über die Aufhebung der 
polizeilichen Strafverfügung. Zugleich hat es in Wahr­
nehmung seiner Verantwortung für die Durchsetzung und 
Realisierung seines Urteils (§ 340 Abs. 2 Satz 1 StPO) dem 
Organ, das die Strafverfügung erlassen hat, deren Auf­
hebung mitzuteilen.
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